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Schwerpunkt Landtagspräsident Albert Frick im Interview 

«Gegenüber der Regierung ist der 
Landtag stark im Hintertreff en»
Interview Die Traktandenfülle im Parlament hat zugenommen, die Vorlagen werden zunehmend komplexer: Diesem Um-
stand möchte Landtagspräsident Albert Frick Rechnung tragen und das Parlament stärken. So sollen die Abgeordneten sozi-
alversichert werden und die Fraktionen mehr Unterstützung bekommen. Auch sonst sieht Frick noch viele Baustellen.

VON DORIS QUADERER  

«Volksblatt»: Nach der Sanierungs-
phase geht es in dieser Legislaturpe-
riode darum, die Zukunft des Lan-
des zu gestalten. So hat es zumin-
dest kürzlich Regierungschef Adri-
an Hasler in einem Interview ausge-
drückt. Welche Weichen müssen 
jetzt für die Zukunft gestellt werden 
und in welche Richtung? 
Albert Frick: Grundsätzlich muss 
jetzt ein Paradigmenwechsel statt-
finden. Die Jahre im Sparmodus 
müssen wir hinter uns lassen und in 
einen gestalterischen Modus überge-
hen. Da spreche ich nicht nur von 
der Regierung, sondern auch vom 
Landtag. Ein Thema, das momentan 
sicher im Vordergrund steht, ist die 
Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf. Hier sollen individuelle Lösun-
gen ermöglicht werden. Schliesslich 
investiert der Staat enorme Summen 
in die Ausbildung junger Frauen. Die 
Hälfte der Hochschulabsolventen ist 
mittlerweile weiblich. Es ist ein Ver-
schleiss an Kapital und auch an 
Kompetenz, wenn man diesen Frau-
en nach der Mutterschaft nicht die 
Möglichkeit gibt, beruflich dranzu-
bleiben. Frauen sollen sich ihren 
Kompetenzen entsprechend ein-
bringen und verwirklichen können. 
Auf der anderen Seite soll es immer 
auch möglich bleiben, sich vollum-
fänglich der Familie zu widmen, 
wenn dies gewünscht wird.

Wo sollte die Politik Ihrer Meinung 
nach bei der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf einhaken?
Ganz konkret: Es muss möglich wer-
den, dass wir in den ersten Jahren 
eine bessere Unterstützung bei der 
Kinderbetreuung bieten, damit jun-
ge Familien sicher einen Betreu-
ungsplatz ausser Haus haben. Mei-
ner Meinung nach muss man junge 
Familien auch finanziell besser un-
terstützen, damit eine gewisse Wahl-
freiheit gegeben ist. Diese muss so 
gestaltet sein, dass ein allfälliges 
Zweiteinkommen nicht gleich wie-
der durch Betreuungskosten dahin-
schmilzt. Aber auch die Wirtschaft 
ist gefordert. Es ist eine Aufgabe, 
welche nicht alleine über die Politik 
gelöst werden kann. 

Gerade grosse Unternehmen haben 
in den letzten Jahren diesbezüglich 
markante Fortschritte gemacht, es 
gibt Vaterschaftsurlaube, die Mög-
lichkeit Ferien dazuzukaufen, die 
Möglichkeit in Teilzeit oder teilwei-
se von daheim aus zu arbeiten. Für 
kleine Unternehmen ist es jedoch 
schwierig, diese Flexibilität zu er-
möglichen. 
Die Regierung hat eine Arbeitsgrup-
pe eingesetzt, die sich genau mit die-
sen Fragen beschäftigt. Ich bin ge-
spannt auf die Ergebnisse. Eine kon-
krete Massnahme, die ich befürwor-
ten würde, ist der Ausbau der Block-
zeiten an Schu-
len. Es sollte an 
den Schulen 
gewährleistet 
sein, dass Kin-
der von halb 
acht Uhr mor-
gens bis 12 Uhr betreut sind. Heute 
ist es ja so, dass Blockzeiten ledig-
lich von 8 Uhr bis 11.30 Uhr gelten, 
das ist zu kurz, um einem Halbtags-
job nachzugehen. 

Das würde Geld kosten und eine 
besser finanzielle Unterstützung 
der Familien auch. 

Ja, darüber müssen wir diskutieren. 
Gesellschaftsminister Mauro Pe-
drazzini hat bereits den Vorschlag 
gemacht, das Kindergeld zu erhöhen 
und auch den Bezug f lexibler zu ge-
stalten. So, dass Eltern beispielswei-
se in der Vorschulzeit, wenn die Be-
treuungskosten hoch sind, einen 
grösseren Anteil am Kindergeld be-
ziehen können.
 
Wenn das Kindergeld erhöht wer-
den sollte, dann würde die jüngst 
erneut aufgeflammte Diskussion um 
den Export von Kindergeld sicher 
nochmals verstärkt. Schliesslich kä-
me eine Kindergelderhöhung der-
zeit in vollem Umfang auch den 
Grenzgängern zugute. Es gibt Leute, 
die das Kindergeld gerne proportio-
nal zu den Lebenshaltungskosten 
auszahlen würden.  
Ja, doch derzeit ist der Handlungs-
spielraum Liechtensteins in dieser 
Frage sehr klein. Da müssen wir 
schauen, was die 
EU macht. Inter-
essanterweise ist 
es ja gerade Ös-
terreich, welches 
diesbezüglich Druck in Brüssel 
macht. Den Österreichern stösst es 
ja auch sauer auf, dass sie hohe Sum-
men an Kindergeld in östliche Nach-
barstaaten exportieren müssen, ob-
wohl dort die Lebenshaltungskosten 
niedriger sind. Also, wenn Öster-
reich uns diesbezüglich den Türöff-
ner spielt, dann kann das uns recht 
sein. Wir könnten dann von dieser 
Vorarbeit profitieren. Allerdings 
glaube ich nicht daran, dass sich 
hier rasch etwas tun wird. 

Was für Zukunftsthemen sehen Sie 
sonst noch neben Familie und Be-
ruf? 
Eine grosse Herausforderung ist si-
cher der ganze Bereich, welcher mit 
der fortschreitenden Digitalisierung 
zusammenhängt. Da ist die Regie-
rung aktiv und das befürworte ich 
sehr. Denn die Welt verändert sich 
mit einer atemberaubenden Ge-
schwindigkeit und da müssen wir al-
les daransetzen, dass wir vorne mit-
mischen können und nicht abge-
hängt werden. Der Staat kann hier 
auch gute Voraussetzungen schaf-
fen, beispielsweise durch den Aus-
bau der Infrastruktur. Ich bin ge-
spannt, was diesbezüglich im Regie-
rungsprogramm stehen wird, wel-
ches Ja in den nächsten Wochen vor-
gelegt werden muss. 

Hier sprechen Sie von der digitalen 
Infrastruktur – wie sieht es denn 
aus mit der sonstigen Infrastruktur. 
Ich denke da an Themen wie Raum-
planung, Verkehr und so weiter. 
Diesbezüglich steht wenig im Koali-
tionsvertrag. 
Nun, das Verkehrsproblem müssen 
wir auch etwas relativ sehen. Wer 
schon mal zu Stosszeiten in einer 

Stadt unterwegs war, 
der sieht, dass bei 
uns die Problematik 
noch vergleichsweise 
klein ist. Aber wir ha-
ben ein paar 
Schwachstellen, bei-

spielsweise die Zufahrt Vaduz, wel-
che insbesondere am Morgen sehr 
mühsam ist oder im Unterland na-
türlich die Essanestrasse. Dort wür-
de es uns natürlich helfen, wenn 
auf Schweizer Seite ein Kreisel ge-
baut würde, wir werden natürlich 
weiter versuchen, das voranzutrei-
ben. Aber unsere Einf lussmöglich-

keiten sind beschränkt. Das gilt lei-
der auch bezüglich dem Stadttun-
nel Feldkirch. 

Ein Bereich, welcher in die Hände 
des Koalitionspartners VU gewech-
selt hat, ist das Ressort Bildung. Wie 
schmerzlich war das für Sie? Sie wa-
ren ja früher Lehrer und Schulins-
pektor. 
Ja, das Ressort hätte ich schon gerne 
in unserer Hand behalten, zumal es 
uns gelungen ist, Ruhe in ein jahre-
langes Reformchaos zu bringen. Das 
hat sich sehr positiv ausgewirkt. Bil-
dung ist für mich ein zentrales The-
ma. Sie ist die einzige Ressource, die 
wir haben, da sind sich alle Parteien 
einig. Es wird sich zeigen, wie gross 
die Bereitschaft ist, diese Ressource 
zu pflegen oder wie weit es nur Lip-
penbekenntnisse sind. Eine grosse 
Baustelle ist das Thema Lehrerlöh-
ne. Das vor wenigen Jahren geschaf-
fene neue System der Lehrerbesol-

dung entpuppt sich 
entgegen allen Ver-
sprechungen als 
äusserst problema-
tisch. Jüngere Lehr-

personen haben überhaupt keine 
Chance mehr, sich finanziell in die 
Richtung der älteren Lehrer zu ent-
wickeln. Hier müssen wir unbedingt 
den Mechanismus ändern. 

Heisst das, dass man die Lohnsum-
me für Lehrerlöhne erhöhen sollte?
Es gibt heute Lehrpersonen, die 
sehr viel weniger verdienen, als sie 
vor 10 Jahren verdient hätten. Das 
war nie die Absicht des Gesetzge-
bers. Um Ungerechtigkeiten auszu-
merzen, muss das System angepasst 
werden, auch wenn es etwas kostet.  
Es darf doch nicht sein, dass eine 
Lehrperson mit voller Berufserfah-
rung 20 000 Franken weniger ver-
dient als die Lehrperson im Neben-
zimmer, die den genau gleichen Job 
macht. Das ist frustrierend und 
schädigt unser Bildungswesen. Wir 
müssen uns bewusst sein, dass es im 
Lehrerberuf am meisten Aussteiger 
gibt und kaum 
Rückkehrer. Es gilt 
Sorge zu tragen, 
dass der Lehrerbe-
ruf für fähige Men-
schen attraktiv 
bleibt. Gute und 
motivierte Lehrpersonen sind der 
wirksamste Schlüssel zu guter Bil-
dung. Da sind sich alle Experten ei-
nig.

Wie sieht es aus mit der Schulinfra-
struktur – da gibt es auch immer 
wieder Forderungen von allen Sei-
ten. Wie sehen Sie das? 
Eigentlich hätte es dazu in den letz-
ten vier Jahren einen Bericht geben 
sollen, doch aufgrund von Differen-
zen bezüglich der Zuständigkeiten 
von Infrastruktur- und Bildungsmi-
nisterium gab es Verzögerungen. 
Kurz vor Ende der Legislatur befand 
sich dieser Bericht aber im End-
spurt. Allerdings ist durch rückläufi-
ge Schülerzahlen ein gewisser Bau-
druck weggefallen. Ein Thema wird 
sicher die Realschule St. Elisabeth 
werden. Das Gebäude ist sanierungs-
bedürftig. Da das Land dort einge-
mietet ist, wird über eine Sanierung 
oder über eine Stärkung des Stand-
orts Mühleholz II zu entscheiden 
sein. Im Unterland ist es so, dass auf-
grund der rückläufigen Schülerzah-
len entschieden werden muss, ob 
ein zweiter Schulstandort überhaupt 
noch erforderlich ist. 

Wenn man über das Thema Bildung 
spricht, dann hört man auch immer 
wieder die Kritik am Schulamt. Das 
sei überdimensioniert. Sie haben 
dort gearbeitet, wie sehen Sie das? 
Nein, das Gegenteil ist der Fall. Dort 
sind die Ressourcen knapp. Das Amt 
hatte in den letzten vier Jahren un-
ter dem Spardruck mit am meisten 
zu leiden. Es wurde Personal abge-
baut. Das bedeutet auch, dass letzt-
endlich bei der Leistung abgebaut 
wurde und das sehe ich kritisch. 

Demographischer Wandel ist auch 
ein Dauerbrenner in der Politik. 
Braucht es bezüglich der Sozialwer-
ke noch weitere Reformen? 
Nun, ein Thema, welches sicher wie-
der zu reden geben wird, ist der Al-
terskapitalvorbezug bei den Pensi-
onskassen. Hier müsste man meiner 
Meinung nach prüfen, ob nicht zu-
mindest ein gewisser Teil des ange-
sparten Kapitals als Rente bezogen 
werden muss, um die Zielsetzung 
der Altersvorsorge zu erfüllen. 
Schliesslich ist die Gefahr gross, 
dass man allfällige spätere Pflege-
kosten unterschätzt und dafür dann 
kein Geld  mehr hat und der Staat 
einspringen muss. 

Diesbezüglich war auch schon eine 
Pflegeversicherung in Diskussion. 
Das heisst, dass man vor dem Ren-
tenalter neben Pensionskasse auch 
Gelder in die Pflegeversicherung 
einzahlen würde, welche dann im 
Bedarfsfall einspringt. Würden Sie 
dieses System befürworten? 
Ja, ich finde, das Thema soll man ge-
nauer anschauen. 

Noch zum Landtag selber – in ei-
nem Interview haben Sie vor einem 
Jahr gesagt, dass Sie sich einen hö-
heren Frauenanteil als die damals 
20 Prozent wünschen. Jetzt haben 
wir noch 12 Prozent. Was müssen 
die Parteien tun, damit sich das än-
dert. 
Die Parteien müssen sich der Frage 
stellen, wie sie in ihren eigenen Rei-

hen Fortschritte 
erzielen kön-
nen. Schauge-
fechte zulasten 
anderer sind der 
Sache nicht 
dienlich. Sie mö-

gen geeignet sein, vom eigenen jäm-
merlichen Versagen abzulenken, 
mehr nicht. Man muss es realistisch 
sehen, wenn man die Situation 
wirklich ändern will, dann hilft 
kurzfristig nur eine Quote. Es gibt 
schon auch andere Wege, Frauen 
aufzubauen und man versucht es 
auch. Der Staat macht beispielswei-
se bei der Besetzung von wichtigen 
Positionen grosse Fortschritte. Da 
wird verstärkt darauf geachtet, dass 
auch Frauen zum Zuge kommen. 
Beispielsweise gab es vor einigen 
Jahren noch kaum Richterinnen, 
jetzt sind wir beim Landgericht bei 
rund 50 Prozent Frauen. Ein ver-
gleichbares Bild zeigt sich bei den 
Botschaften. Auch bei Kommissio-
nen achtet man 
darauf, wichti-
ge Positionen 
mit Frauen zu 
besetzen. Was 
aber den Land-
tag betrifft, da 
liegt das Urteil bei den Wählern. 
Dass der Frauenanteil derart zu-
rückgegangen ist, ist für mich kaum 
mehr erklärbar, aber es ist der Aus-
druck der Wähler.

Sie sagen, die Quote wäre das einzig 
nützliche Mittel, den Frauenanteil 
deutlich zu erhöhen. Sind Sie für ei-
ne Geschlechterquote? 
Nun, ich glaube nicht, dass eine Ge-
schlechterquote derzeit politisch 
durchsetzbar ist. Persönlich könnte 
ich es mir vorstellen, vorüberge-
hend eine Geschlechterquote einzu-
führen. Dann sähe man auch die 
Qualitäten der Frauen. Ich stelle 
fest, dass Frauen und Männer nicht 
gleich funktionieren, sich aber sehr 
gut ergänzen. Ein reines Männerpar-
lament ist nicht gut und ein reines 
Frauenparlament wäre es auch 
nicht. Aber ich begreife, dass dieser 
Ansatz vielen Leuten nicht passt, 
weil es einen Eingriff in die Wahl-
freiheit darstellt. Wobei wir ja be-
reits jetzt gewisse Quoten kennen.

Die Wahlkreise beispielsweise – es 
müssen immer zehn Unterländer im 
Parlament vertreten sein. 
Ja und ich finde das auch sinnvoll. 
Ich möchte die Wahlkreise nicht mis-
sen. Ich stelle nämlich fest, dass auch 
Unterländer und Oberländer unter-
schiedlich ticken. Denn wenn man 
sich die Abstimmungsergebnisse im 
Unterland anschaut, dann fallen die 
oft ziemlich anders aus, als jene im 
Oberland. Wir haben aber noch eine 
andere Quote. Durch das Proporzsys-

tem kommen Per-
sonen in den 
Landtag, welche 
von bedeutend 
weniger Leuten 
gewählt worden 
sind, als andere. 

So erhielt z. B. ein Kandidat von der 
Freien Liste im Unterland knapp 900 
Stimmen, er sitzt nun im Landtag, 
während ein Kandidat der FBP von 
mehr als doppelt so vielen Personen 

«Eine grosse Baustelle ist 
das Thema Lehrerlöhne.»

«Ich begreife, dass eine 
Quote vielen Leuten nicht 

passt (...) Wobei wir ja bereits 
gewisse Quoten kennen.»

«Das Schulamt hatte
unter dem Spardruck der 

vergangenen vier Jahre mit 
am meisten zu leiden.»

«Ein allfälliges 
Zweiteinkommen darf 

nicht für Betreuungskosten 
wieder dahinschmelzen.»
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gewünscht wurde, es aber aufgrund 
des Proporzsystems nicht in den 
Landtag geschafft hat. 

Wie schätzen Sie den neu gewählten 
Landtag von den Kompetenzen her 
ein?
Da es von der Sitzverteilung her kei-
ne grossen Verschiebungen gegeben 
hat, denke ich, dass so weitergear-
beitet werden kann wie bisher. Das 
Volk hat sich klar für Kontinuität 
ausgesprochen. Auch was die Kom-
petenzen der Abgeordneten betrifft, 
sehe ich keine grossen Veränderun-
gen. Ich hätte mir allerdings etwas 
mehr Juristen gewünscht. Da zeigt 
sich auch, dass es für gewisse Be-
rufsgruppen sehr schwierig gewor-
den ist, ein Landtagsmandat wahr-
zunehmen. 

Den Zeitaufwand haben Sie auch in 
Ihrer Rede zur Landtagseröffnung 

angesprochen und angeregt, sich 
mit der fehlenden sozialen Absiche-
rung der Abgeordneten zu befassen. 
Was schwebt Ihnen da vor?
Das Landtagspräsidium stellt im ak-
tuellen Landtag den Antrag, eine Be-
sondere Kommission einzusetzen, 
welche die 
Geschäftsord-
nung und das 
Bezügegesetz 
überprüft. Da-
bei geht es 
auch darum, 
zu prüfen, ob die Unterstützungs-
beiträge an die Landtagsfraktionen 
noch angemessen sind. Im unmittel-
baren Umfeld der Regierungsmit-
glieder wurden die Mitarbeiter vor 
Jahren stark aufgestockt, bei den 
Fraktionen hingegen ging nichts 
vorwärts. Gegenüber der Regierung 
ist das Parlament stark im Hinter-
treffen, was im Sinne der Gleichwer-
tigkeit von Legislative und Exekuti-
ve unerwünscht ist. Bezüglich der 
Sozialversicherungen wurde auch 
Handlungsbedarf angemeldet. Ein 
Landtagsmandat könnte ein guter 
Teilzeitjob sein, derzeit ist man da-
mit jedoch nicht sozialversichert, 
das könnte man verbessern. Ausser-
dem soll auch eine stärkere Einbin-
dung der stellvertretenden Abgeord-
neten überprüft werden. 

Wäre es eine Möglichkeit, die An-
zahl der Abgeordneten zu reduzie-
ren – beispielsweise wie früher auf 
15? Dann könnte man die Abgeord-
neten besser bezahlen, was zu einer 
gewissen Professionalisierung des 
Parlaments führen würde. 
Nein, eine Reduktion sehe ich nicht. 
Im internationalen Vergleich ist un-
ser Parlament ja schon sehr klein – 
ein Kantonsparlament in der 

Schweiz hat ja meist über 100 Leute. 
Der Landtag kostet derzeit gerade 
mal 0,4 Prozent des Jahresbudgets, 
das ist sehr bescheiden. Seit vier 
Parteien im Landtag sind und auch 
die grossen Fraktionen weniger Ab-
geordnete haben, muss die Arbeit 

auf weniger 
Schultern ver-
teilt werden, 
was für die ein-
zelnen Frakti-
onsmitglieder 
zu einem Mehr-

aufwand führt. Zudem haben wir in 
den Koalitionsgesprächen festgehal-
ten, dass wir bei einem Milizparla-
ment bleiben wollen. Ich glaube da-
her nicht, dass eine Reduktion sinn-
voll wäre. 

Heute tagt der Landtag wieder nach 
einer sehr langen Pause. Anfang 
 Dezember war die letzte Sitzung. 
Freuen Sie sich?
Ja, sehr. Die Zeit vor den Wahlen 
und dann auch die Verhandlungen 
des Koalitionsvertrags sind natür-
lich intensiv. Ich selbst bin schon 
seit einiger Zeit wieder voll im Be-
trieb und freue mich, dass es jetzt 
auch wieder mit den Landtagssit-
zungen losgeht. Wir stehen vor einer 
spannenden Legislaturperiode mit 
einigen aufwändigen Sonderanläs-
sen: Dieses Jahr der Vorsitz in der In-
ternationalen Parlamentarischen 
Bodensee-Konferenz, im nächsten 
Jahr Gastgeber der Konferenz der 
Europäischen Kleinstaaten und im 
Jahr danach Gastgeber der Konfe-
renz der Parlamentspräsidenten der 
deutschsprachigen Länder. Und na-
türlich die Geburtstagsfeier «300 
Jahre Fürstentum Liechtenstein». 
An Arbeit und Freude wird es nicht 
fehlen.

Sowohl Frauen als auch Männer, 
als auch Unterländer und Ober-
länder ticken laut Landtagsprä-
sident nicht gleich. Deshalb will 
er einerseits an den Wahlkreisen 

festhalten – andererseits wäre 
für ihn eine Geschlechterquote 

denkbar. (Foto: Paul Trummer)

«Der Landtag kostet 
derzeit gerade mal 0,4 

Prozent des Jahresbudgets,
das ist sehr bescheiden.»

Im Mai-Landtag befassen sich die 
Abgeordneten unter anderem mit 
den Geschäftsberichten diverser öf-
fentlich-rechtlicher Unternehmen, 
wie beispielsweise jenem des Lan-
desspitals, der FMA oder des Liech-
tensteiner Rundfunks. Ausserdem 
liegt ein Verpflichtungskredit für 
das Forschungs- und Innovations-
zentrum RhySearch in Höhe von 3,7 
Millionen Franken vor. Auch ver-
schiedene Gesetze werden ange-
passt, so beispielsweise das Kom-
munikationsgesetz. Die Anpassun-
gen dort haben zum Ziel, dass die 
Roaminggebühren innerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums ab-
geschafft werden. (dq)

MAI-LANDTAG

Impulsprogramm «E-Mobilität»

Life und LKW:
100 neue E-Fahrzeuge
VADUZ/SCHAAN Im März vergangenen 
Jahres starteten die Life Klimastif-
tung Liechtenstein (Life) zusammen 
mit den Liechtensteinischen Kraft-
werken (LKW) das Impulsprogramm 
«E-Mobilität». Sven Braden, stellver-
tretender Life-Geschäftsführer, 
zieht nun eine durchwegs positive 
Bilanz: «Im vergangenen Jahr konn-
te die Anschaffung von über 50 E-
Fahrzeugen mit dem Programm un-
terstützt werden. Es ist nach unserer 
Auffassung wirklich gut angenom-
men worden – sowohl von Seiten der 
Wirtschaft als auch den privaten 
Haushalten.» Das Impulsprogramm 
«E-Mobilität» fördert derzeit die An-
schaffung und Immatrikulierung 
von reinen E-Autos in Liechtenstein 
mit bis zu 3000 Franken. «Auch die 
Entscheidungsgremien von Life und 
LKW bewerten das Projekt als er-
folgreich», so Braden. Beide Partner 
haben daher entschieden, die Förde-
rung von 50 auf 100 E-Fahrzeuge 

aufzustocken. Die Anträge auf Ge-
währung einer finanziellen Unter-
stützung sind auf www.lkw.li verfüg-
bar oder können direkt bei den LKW 
in Schaan bezogen werden. (eps)

So funktioniert das Impulsprogramm

Markenneutrale Förderung von Fahrzeugen 

mit ausschliesslich elektrischem Antrieb.

Gewährung einer Kaufprämie in Höhe von 

3000 Franken für E-Fahrzeuge, die einen

Listenpreis von mehr als 20 000 Franken ha-

ben. Bei Fahrzeugen die weniger kosten, wird 

der Förderbetrag linear gekürzt.

Das Programm gewährt maximal eine

Förderung pro natürlicher Person und

maximal zwei Förderungen pro

juristischer Person.

Eine Förderung kann nur gewährt werden, 

wenn das Fahrzeug in Liechtenstein

immatrikuliert wird. 

Förderung von Leasingprodukten ist

möglich soweit das Leasingarrangement

auf mindestens drei Jahre ausgelegt ist.

Kein Rechtsanspruch auf Förderung.

ÜBER DIE STIFTUNG

Die Life Klimastiftung Liechtenstein 
wurde Anfang 2009 ins Leben gerufen 
und ist eine gemeinnützige Stiftung 
nach FL-Recht. Ihre Ziele sind die För-
derung und die Bewusstseinsstärkung 
im gesamten Bereich des Klimaschut-
zes und der Nachhaltigkeit. Letztlich 
soll dazu beigetragen werden, unsere 
Umwelt für unsere Nachkommen ganz 
nach dem Motto «for a better Life» be-
wahren zu können. Zu den Trägern der 

Stiftung gehören die Regierung, der 
Bankenverband, die Treuhänderverei-
nigung, der Anlagefondsverband, der 
Versicherungsverband sowie die Uni 
Liechtenstein. Durch die Beteiligung 
von Wirtschaft, Wissenschaft und Poli-
tik vernetzt die Life als Private-Public-
Partnership und Impulsgeber die we-
sentlichen Akteure im Nachhaltigkeits-
bereich und bringt diese an einen 
Tisch.

Wenig Schnee, kaum 
kritische Situationen
Rückblick Die vergangene 
Saison verlief für den Lawi-
nendienst eher ruhig.

Die an der Sitzung zum Saisonende 
gezogene Bilanz war zwar durchaus 
positiv, «die Einsätze hielten sich 
aufgrund des schneearmen Winters 
jedoch in Grenzen», heisst es in der 
Pressemitteilung vom Freitag.
Die Messungen in Malbun zeigten 
demnach, dass es während den 181 
Messtagen von Anfang Oktober bis 
Ende April an gerade einmal 57 Ta-
gen Neuschnee gab. Die gesamte Neu-
schneemenge betrug in diesem Jahr 
lediglich 5,9 Meter, was erneut unter 
dem langjährigen Durchschnitt von 
über 6,6 Meter liegt. Die maximal er-
reichte Schneehöhe von 119 Zentime-
tern hingegen lag um einiges höher 

wie im Vorjahr und näherte sich so-
mit wieder dem langjährigen Mittel 
von 125 Zentimetern. Erwähnens-
wert ist in diesem Zusammenhang 
laut den Verantwortlichen vor allem 
die nur während 123 Tagen vorhan-
dene Schneedecke. Dieser Wert liegt 
damit nur leicht über jenem des Vor-
jahres – dem absoluten Minimum seit 
Messbeginn vor 44 Jahren.
«Der wenige Schnee führte (...) nur 
zu einzelnen kritischen Tagen mit 
erhöhter Lawinensituation. Zweimal 
musste mit der Sperrstufe A der hin-
terste Teil von Malbun gesperrt wer-
den», wird der Chef des Lawinen-
dienstes, Christoph Frommelt, in 
der Medienaussendung zitiert. 
Glücklicherweise gab es aber auch in 
diesem Winter keine Lawinen, die 
Sachschaden anrichteten oder gar 
Personen verletzten. (red/pd)

Schneemessungen in Malbun im Vergleich

2016/
2017

Neuschneesumme (cm) 594 587 662 1001 408
Max. Schneehöhe (cm) 119 95 125 225 55
Anzahl Neuschneetage 57 68 69 85 49
Tage mit Schneedecke 123 114 157 181 114
Temperaturmittel (Grad) –1,2 –0,5 –2,0 0,7 –4,3

2015/
2016

Durschnitt 
ab 1972/73 Min.Max.

Erwachsenenbildung

Spiel(e)-Ideen: Gamen war 
gestern, wir spielen analog
SCHAAN Spielen ist lernen. Seit Jah-
ren zeigt die Spielforschung, dass 
Spielen einen wesentlichen Einfluss 
auf Kompetenzen im emotionalen, 
sozialen, motorischen und kogniti-
ven Bereich hat. «Spiel(e)-Ideen» ist 
eine Workshop-Reihe für interes-
sierte und neugierig gebliebene Er-
wachsene. Workshop eins – «Karten-
spiele» (Kurs 444), Freitag, den 5. 
Mai, 18 bis 21 Uhr, Referent ist Peter 
Felix. Workshop zwei – «Neue und 

alte Gesellschaftsspiele» (Kurs 445), 
Samstag, den 6. Mai, 9 bis 12.30 Uhr, 
Referentinnen sind Marlies Kaiser  
und Elke Rathfelder. Workshop 3 – 
«Das Labyrinth» (Kurs 446), Sams-
tag, den 6. Mai, 13.15 bis 15.45 Uhr, 
Referentin ist Andrea Mündle. Ort: 
Stein Egerta Schaan. Mit Voranmel-
dung. Anmeldung und Auskunft bei 
der Erwachsenenbildung Stein Eger-
ta in Schaan (Tel: 232 48 22; E-Mail-
Adresse: info@steinegerta.li). (pr)

CHGA
Rechteck
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